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3. Abrüstung und restriktive Rüstungsexportpolitik 
 

Rüstungskontrolle und Abrüstung bleiben prioritäre Ziele deutscher Außen- und Sicherheitspolitik.  

Wir wollen ein neues konventionelles und nukleares Wettrüsten auf unserem Kontinent vermeiden. 

Deutschland wird deshalb neue Initiativen für Rüstungskontrolle und Abrüstung ergreifen. Wir setzen 

uns entschlossen für die weltweite verifizierbare Abrüstung von allen Massenvernichtungswaffen ein.  

Ziel unserer Politik ist eine nuklearwaffenfreie Welt. Wir unterstützen daher regionale Initiativen für 

Zonen, die frei von Massenvernichtungswaffen sind. Wir setzen auf die Einhaltung und einen stetigen 

und verantwortlichen Ausbau der Nichtverbreitungs- und Kontrollregime. Im nuklearen Bereich setzen 

wir uns für die strikte Einhaltung des INF-Vertrages (Intermediate Range Nuclear Forces) ein. Eine 

vollständige Überprüfbarkeit ist essentiell. Ein russischer Vertragsbruch, für den es begründete 

Sorgen gibt, hätte erhebliche Auswirkungen, weil derartige Waffen jedes Ziel in Europa erreichen 

könnten. Solange Kernwaffen als Instrument der Abschreckung im Strategischen Konzept der NATO 

eine Rolle spielen, hat Deutschland ein Interesse daran, an den strategischen Diskussionen und 

Planungsprozessen teilzuhaben. Erfolgreiche Abrüstungsgespräche schaffen die Voraussetzung für 

einen Abzug der in Deutschland und Europa stationierten taktischen Nuklearwaffen. Wir wollen den 

„Strukturierten Dialog“ der OSZE intensivieren, um Bedrohungsperzeptionen zu erörtern, Sicher-

heitskooperation wiederzubeleben und die konventionelle Rüstungskontrolle zu stärken. Wir setzen 

uns dafür ein, dass der Einsatz von Explosivwaffen in dicht besiedelten 7053 Gebieten, wie wir ihn 

mit der grausamen Kriegsführung mit Fassbomben in Syrien 7054 erleben mussten, in aller Deutlich-

keit geächtet wird. Autonome Waffensysteme, die der Verfügung des Menschen entzogen sind, 

lehnen wir ab. Wir wollen sie weltweit ächten. Deutschland wird auch künftig für die Einbeziehung 

bewaffneter unbemannter Luftfahrzeuge in internationale Abrüstungs- und Rüstungskontrollregime 

eintreten. 

Für eine restriktive Rüstungsexportpolitik 
Wir schränken die Rüstungsexporte für Drittländer weiter ein, die weder NATO noch EU-Mitglieds-

länder sind, noch diesen gleichgestellt. Ergänzend zu den Kleinwaffengrundsätzen vom Mai 2015 

sollen Kleinwaffen grundsätzlich nicht mehr in Drittländer exportiert werden. Wir schärfen noch im 

Jahr 2018 die Rüstungssexportrichtlinien aus dem Jahr 2000 und reagieren damit auf die veränderten 

Gegebenheiten. Wir werden ab sofort keine Ausfuhren an Länder genehmigen, solange diese un-

mittelbar am Jemen-Krieg beteiligt sind. Firmen erhalten Vertrauensschutz, sofern sie nachweisen, 

dass bereits genehmigte Lieferungen ausschließlich im Empfängerland verbleiben. Wir wollen diese 

restriktive Exportpolitik mit Blick auf den Jemen auch mit unseren Partnern im Bereich der europäi-

schen Gemeinschaftsprojekte verabreden. Auf dieser Basis streben wir ebenfalls eine gemeinsame 

europäische Rüstungsexportpolitik an und wollen den gemeinsamen Standpunkt der EU fortent-

wickeln. 
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